
 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit 

Eidgenössische Kommission für 

Impffragen (EKIF) 

 

 16 

11. Rechtliche Grundlagen und Haftung 

Die vorliegende Covid-19 Impfstrategie stützt sich auf die Kompetenz und Pflicht des BAG, Impfemp-

fehlungen und Richtlinien zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten zu veröffentlichen (Art. 20 Abs. 

1 und 9 Abs. 3 Epidemiengesetz [EpG; SR 818.101]).  

Wann liegt ein Impfschaden vor? 

Nicht jede beliebige Impfreaktion (z.B. eine Rötung, Schwellung, Fieber) oder unerwünschte Neben-

wirkung (z.B. erhöhte Reizbarkeit) begründet aus rechtlicher Sicht einen Impfschaden (sog. geringfü-

gige Impfreaktion) und damit eine haftungsrechtliche Verantwortung des Herstellers oder der Impfstelle. 

Ein Impfschaden ist dann gegeben, wenn eine Person eine über das übliche Ausmass einer Impfreak-

tion hinausgehende gesundheitliche Schädigung erleidet und die Impfung damit eine eigentliche Kör-

perverletzung (oder gar den Tod) bewirkt.  

Wer haftet für Impfschäden? 

Wenn durch einen vom Bund beschafften und empfohlenen Impfstoff Schäden auftreten, folgt die Haft-

pflicht primär den üblichen Haftungsregelungen, wie sie bei jedem anderen Arzneimittel bzw. Impfstoff 

gelten.  

Bei Impfschäden kommt eine Haftung der Impfstoffherstellers (a), der impfenden Person oder des Spi-

tals (b) sowie subsidiär des Bundes (c) in Frage: 

a) Haftung des Impfstoffherstellers aufgrund des Produktehaftpflichtgesetzes 

Der Impfstoffhersteller haftet gestützt auf das Produktehaftpflichtgesetz (PrHG; SR 221.112.944) 

grundsätzlich, wenn der Impfstoff fehlerhaft ist, weil er z.B. einen Konstruktion- oder Fabrikationsfehler 

aufweist, und bei bestimmungsgemässem Gebrauch des Impfstoffs bei der Person ein Schaden ent-

steht. Wenn die Fehlerhaftigkeit nach dem Stand der Wissenschaft und Technik im Zeitpunkt, in dem 

das Produkt in Verkehr gebracht wurde, nicht erkannt werden konnte, besteht keine Haftung. 

b) Haftung der impfenden Person («Arzthaftung»)  

Die Haftung des Arztes und der Ärztin in der Privatpraxis oder im Privatspital beurteilt sich nach dem 

Obligationenrecht, insbesondere nach den Regelungen des Auftragsrechts (in einem öffentlichen Spital 

gelten vergleichbare Anforderungen, die Haftung stützt sich aber auf das kantonale Staatshaftungs-

recht). Auch die Apothekerin und der Apotheker, welche eine Impfung durchführen, müssen die Sorg-

faltspflichten analog einem Arzt bzw. einer Ärztin beachten (vgl. Art. 26 Abs. 1 Heilmittelgesetz [HMG; 

SR 812.21]). Die Sorgfaltspflicht gebietet es, alle zugänglichen Informationen zu berücksichtigen, na-

mentlich die Informationen des Herstellers, allfällige Empfehlungen von Behörden und Fachgesell-

schaften sowie Resultate aus Wissenschaft und Technik. Zudem muss die impfende Person dem Pa-

tienten die Fachinformation vermitteln und über mögliche Risiken der Impfung aufklären. Die Sorgfalts-

pflicht umfasst auch die korrekte Verabreichung der Impfung (Desinfektion, Dosierung und Umgang mit 

dem Impfstoff). Nur wenn der Sorgfaltspflicht nicht Genüge getan wurde und die übrigen Haftungsvo-

raussetzungen erfüllt sind (namentlich Vertragsverletzung, adäquater Kausalzusammenhang, Ver-

schulden), kann die impfende Person haftbar gemacht werden. 

c) Entschädigung des Bundes (sog. Ausfallhaftung) 

Eine Entschädigung durch den Bund an geschädigte Personen für Impfschäden kommt nur bei Imp-

fungen in Betracht, wenn diese behördlich empfohlen oder angeordnet waren (Art. 64 EpG). Aber sie 

wird durch den Bund nur gewährt, wenn der Schaden nicht anderweitig gedeckt wird («subsidiäre Haf-

tung oder Ausfallhaftung»). Das heisst: Eine geschädigte Person hat nur dann Anspruch auf eine Ent-

schädigung, wenn der Schaden nicht bereits zum Beispiel durch den Impfstoffhersteller (erwähnte Pro-

duktehaftung), die impfende Person (erwähnte «Arzthaftung») oder eine Versicherung (Sozial- oder 

Privatversicherung) gedeckt wurde. Die Entschädigung durch den Bund will damit die Folgen für Be-

troffene mildern, wenn Dritte (bspw. Hersteller, impfende Person) nicht haften. Der Bund leistet nach 
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Art. 64 Absatz 1 EpG bei Impfschäden eine Entschädigung oder Genugtuung (letztere in der Höhe von 

höchstens 70'000 Franken). Dieser Anspruch auf Entschädigung durch den Bund wird grundsätzlich in 

jedem Einzelfall geprüft.6 

Der Umstand, dass das BAG in Zusammenarbeit mit der Expertenkommission EKIF Impfempfehlungen 

erarbeitet und veröffentlicht, begründet jedoch nicht eine Haftung des BAG bzw. der EKIF, weil die 

Ärzteschaft nicht dazu verpflichtet ist, diese Empfehlungen und Richtlinien einzuhalten. Der Entscheid, 

ob im Einzelfall geimpft werden soll, obliegt demzufolge immer den betroffenen Personen zusammen 

mit der jeweils impfenden Person. Es fehlt somit die Kausalität, also der ursächliche Zusammenhang 

zwischen Empfehlung und Schaden. Vorbehalten bleibt eine Entschädigung des Bundes (sog. Ausfall-

haftung, wie gerade beschrieben).  

Verträge, die der Bund mit Impfstoffherstellern abschliesst, beseitigen weder die Haftpflicht des Her-

stellers noch begründen sie eine neue Haftpflicht des Bundes. Der Bund kann den Herstellern lediglich 

zusagen, allfällige finanzielle Schäden, die dem Hersteller aus dessen Haftpflicht entstehen, in be-

stimmten Fällen auszugleichen (sog. Schadensdeckung des Bundes). Der Rahmen für solche Verein-

barungen zwischen dem Bund und den Impfstoffherstellern ist im Epidemiengesetz (Art. 70 EpG) ge-

setzlich festgelegt. Diese gesetzliche Regelung bezweckt, ein erhöhtes Herstellerrisiko auszugleichen, 

welches mit einem Impfstoff gegen einen neuen Erreger im Pandemiefall einhergehen kann ("Risiko-

ausgleich"). 

12. Offene Punkte mit Einfluss auf die Impfstrategie 

 Mangel an Daten über die Wirksamkeit der Impfung (oder vielleicht einzelner Impfstoffe) in 

Bezug auf die Reduktion der Ansteckungsfähigkeit/Übertragung. 

 Mögliche Saisonalität von Covid-19. Ggf. ist zukünftig eine Impfempfehlung für einen spezifi-

schen Impfzeitpunkt zu berücksichtigen, falls die Wirksamkeit zeitlich begrenzt ist (analog der 

Influenza-Impfempfehlung) und die Datenlage zur Saisonalität eindeutiger ist. Dies wird jedoch 

noch keine Relevanz für das Jahr 2021 haben.  

 Da die Dauer des Schutzes unbekannt ist, können Auffrischungsimpfungen erforderlich sein. 

 Ob und in welchen Umfang Covid-19 zu bleibenden Schäden führt ist noch unklar. Die Lang-

zeitmorbidität der Erkrankung ist für Impfziel 1 zu berücksichtigen, sobald mehr Informationen 

zur Verfügung stehen. 

 Fehlende Daten zu Impfstoffeigenschaften bei Kindern, Jugendlichen und Schwangeren. 

 

6 Weitere Informationen und Unterlagen im Zusammenhang mit der Entschädigung und Genugtuung bei Impfschäden sind hier auf der entspre-

chenden BAG-Homepage ersichtlich. 

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/gesetze-und-bewilligungen/gesuche-bewilligungen/gesuche-bewilligungen-im-bereich-infektionskrankheiten/genugtuung-bei-impfschaeden.html

